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Leuchtturm Passage              Foto: repro

   13. Juni:  Weltkulturerbe kommt nach Britz!
Hufeisensiedlung wird geadelt und ist nun in einem
Atemzug zu nennen mit dem Kölner Dom und der
Berliner Museumsinsel.
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Was wird aus der Karl-Marx-Straße?                                                                                        

Neuköllns schöne Seiten

Neuköllner Stachel

Es geht voran...
Endlich mehr Personal für Berlins Jugendämter,
über eine bessere Personalausstattung in Neukölln
freut sich Jugendstadträtin Gabriele Vonnekold.    

     

Bündnis 90 / Die Grünen (Europäische Grüne Partei) in Neukölln   Nr. 166, September 2008

Neuköllns Grüne stellen ein Thesenpapier mit
ihren Plänen vor; [Aktion! Karl-Marx-Straße] will
junges und buntes Zentrum für Neukölln schaffen. 
                                                                          Seite 5

Passage Neukölln
Eine Kulturinsel in der Karl-Marx-StraßeNeukölln vor sozialer

Ausgrenzung

...übrigens:
Der

ist auch online verfügbar:
www.gruene-neukoelln.de

Neuköllner Stachel

Den meisten Neuköllnern ist die 
Passage in der Karl-Marx-Straße wohl 
nur als Standort der Neuköllner Oper 
bekannt, weniger als  auch historischer 
Durchgang zwischen der Karl-Marx-
Straße und der Richardstraße.
Hier hatten der Architekt Reinhold 
Kiehl und als „Investor“ der 
Kaufmann Paul Dädlich 1909 
die Idee, auf dem sehr schmalen 
Grundstück zwei fünfgeschossige 
Flügelbauten zu errichten, die eine 
öffentliche Ladenpassage mit Höfen 
einschließen sollten. Im gleichen Jahr 
noch eröffnete in der Passage das 
„Rixdorfer Gesellschaftshaus“  und 
in ihm als kleine Sensation das erste 
Kino, das „Excelsior Lichtspielhaus“. 
Nicht mal das ferne Berlin hatte 
so etwas zu bieten. Der Ballsaal 
im Gesellschaftshaus stand auch 
damals schon für die Musik- und 
Tanzbegeisterung der Rixdorfer…
Im Rahmen der zunehmenden 
Verstädterung Rixdorfs zu Beginn der 
Jahrhundertwende erlangte die Passage 
als kommerzielles Zentrum eine große 
ortsgeschichtliche Bedeutung. Noch 
heute ist die Passage mit Einrichtungen 
wie der Neuköllner Oper oder - wie 
gehabt - einem Kino über die Grenzen 
Neuköllns als kulturelles Zentrum 
bekannt, auch wenn die von außen 
wahrnehmbare Attraktivität des 
Standortes in den letzten Jahren mehr 
und mehr verblasst ist.
Das soll sich nun ändern. Unter dem 
Motto “jung - bunt - erfolgreich“ strebt 
Neukölln eine Aufwertung der Karl-
Marx-Straße als Hauptzentrum Berlins 
an. Die Initiative [Aktion! Karl-
Marx-Straße], sie wird getragen von 

zahlreichen Akteuren, Einzelhändlern, 
Eigentümern, Künstlern und Initiativen, 
hat sich die Aufwertung der Passage 
als Leuchtturmprojekt auserkoren. 
Täglich benutzen mehr als 13.000 
PassantInnen diese kurze Verbindung 
zwischen Karl-Marx-Straße und 
Richardstraße. Als Ergebnis eines 
Ideen-Wettbewerbs sollen sie 
künftig durch ein „differenziertes 
Beleuchtungskonzept“  intensiver  
auf den Kulturstandort Passage 
aufmerksam gemacht werden.
Der Innenhof der Passage wird in 
seiner Aufenthaltsqualität erheblich 

aufgewertet, freundlich und hell soll 
er seine BesucherInnen begrüßen. 
Der Hof zur Richardstraße wird zum 
„Wohnzimmer“ der Passage, ein be-
leuchtetes Sitzmöbel unterstreicht 
diese Funktion. 
Die Umgestaltung der Passage 
wird als Projekt der [Aktion! Karl-
Marx-Straße] im Rahmen eines 
Förderprogramms „Städtebauliche Sa-
nierung und Entwicklung“ durch die 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
unterstützt. Und das Ergebnis: Hof-
fentlich eine weitere schöne Seite Neu
köllns.                                          jüb

Fast jeder zweite Mensch im Norden Neuköllns lebt von Arbeitslosengeld 
oder Transferleistungen. 60 Prozent  der Jugendlichen bis 25 Jahre 
beziehen Leistungen nach Hartz IV. Der Anteil nichtdeutscher Schüler und 
Schülerinnen an den Grundschulen beträgt 80 bis fast 100 Prozent. Von 
den migrantischen Kindern verlassen jedes Jahr 70 Prozent die Schule nach 
der Hauptschule oder mit gar keinem Schulabschluss und damit ohne jede 
Chance auf einen Ausbildungsplatz.

Diese alarmierenden Zahlen sind 
dem Gutachten „Monitoring 
Soziale Stadtentwicklung Berlin 
2007“ zu entnehmen, das Professor 
Dr. Harald Hartmut Häußermann 
von der Humboldt-Universität im 
Auftrag der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung erstellt hat. Danach 
wohnen prozentual die meisten Hartz 
IV-Empfänger Deutschlands im Norden 
Neuköllns. Hier gibt es mit 22 Prozent 

die höchste Verschuldungsquote 
und 65 Prozent der Menschen leben 
unter der Armutsgrenze. Besonders 
erschreckend ist, dass die Kinderarmut 
von knapp 19 Prozent in 2001 auf 
fast 55 Prozent in 2006 gestiegen ist 
und im Norden Neuköllns Werte von 
knapp 74 Prozent erreicht werden. 
Damit ist Neukölln neben Wedding 
und Moabit ein Gebiet mit „höchster 
Problemdichte“ und hat mittlerweile 
sogar Kreuzberg „überholt“.

Gespaltene Kindheit
Das Monitoring stellt eine „gespaltene 
Kindheit in Berlin“ fest: Es gibt immer 

mehr Kinder in Problemgebieten mit 
immer größeren Problemen gegenüber 
Kindern in Umgebungen mit immer 
weniger Problemen. Für Neukölln 
heißt das, dass es nicht gelungen 
ist, den Abwärtstrend in Quartieren 
mit hoher Problemkonzentration zu 
stoppen oder gar umzudrehen. Und 
während bislang davon ausgegangen 
wurde, dass die Gebiete mit der 
höchsten Konzentration von „Aus-

grenzungstendenzen“ schon am 
S-Bahnring enden, stellt das Monitoring 
fest, dass diese Entwicklungen 
mittlerweile auch die „Verkehrszellen“ 
Thomasstraße und Buschkrugbrücke 
und damit auch den Norden von Britz 
bis hin zur Blaschkoallee umfassen. 
Dies ist von besonderer Bedeutung 
für das Sanierungsgebiet Wederstraße. 
Denn obwohl in fast fünfzehn Jahren 
durch städtebauliche Maßnahmen 
viel erreicht wurde, wie z.B. der Carl-
Weder-Park, Verkehrsberuhigung, 
das Jugendberatungshaus, der 
Kulturbunker oder das Gewerbegebiet 
Juliushof, wurden deshalb die Nöte 

der Menschen infolge Langzeit- und 
Jugendarbeitslosigkeit, unzureichen-
der Bildung sowie Armut  nicht geringer. 
Deshalb ist es wichtig, für Neubritz, 
nach Abschluss der Sanierung in ein 
paar Jahren auch dort Maßnahmen der 
„sozialen Stadt“ zu installieren.

Interventionsbedarf 
wissenschaftlich bestätigt
Das nun veröffentlichte  Häußermann-
Gutachten bestätigt die Erfahrungen 
der Neuköllner Quartiersmanagement-
gebiete  nun auch wissenschaftlich. 
Ganz Nord-Neukölln bis hin zu Nord- 
Britz habe nun Interventionsbedarf 
durch þªchendeckende Einrichtung 
von Quartiersmanagementgebieten. 
Zur Verbesserung der Lebens
chancen der Menschen müssen 
die Bildungsangebote optimiert 
werden. Es bedarf der Unterstützung 
besonders auch migrantischer Kinder 
vor und während der Schule sowie 
Familienbildungsangebote. Es braucht 
bessere Programme zur Integration 
junger Menschen mit Deýziten in den 
Arbeitsmarkt.

Perspektiven
Die Fraktionsvorsitzende von Bündnis 
90 / Die Grünen im Abgeordnetenhaus, 
Franziska Eichstädt-Bohlig, hat 
zur Nachnutzung des Flughafen 
Tempelhof und zur Verbesserung der 
Situation in Neukölln eine soziale 
und ökologische Internationale 
Bauausstellung vorgeschlagen.
Mit städtebaulichen Maßnahmen, 
die sich an den Bedürfnissen der 
Bewohner orientieren und mit diesen 
gemeinsam erarbeitet und umgesetzt 
werden, könnten Projekte angestoßen 
werden, die die Lebensperspektive 
der Menschen in Neukölln nachhaltig 
verbessern. Dazu wird am 26. 
September 2008 ein grüner „Ratschlag“ 
im Abgeordnetenhaus stattýnden. 
Für die Menschen in Neukölln ist zu 
hoffen, dass die Situation bereits vor 
einer möglichen Bauausstellung im 
Jahr 2017 deutlich besser wird. 
                                       Bertil Wewer

Monitoring Soziale Stadtentwicklung:

Nord-Neukölln und der Britzer Norden mit höchster Problemdichte

Carl-Weder-Park                                                                                                             Foto: jüb

Auch Einrichtungen 
wie das Neubritzer 
Jugendberatungshaus 
sollen  die 
Ausgrenzungs-
tendenzen stoppen...

Foto: jüb
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Bezirksgruppe Neukölln, Kontakte: 
Vorstandssprecher:                 
Jochen Biedermann,
Tel: 0163 2891707
Postadresse: Bündnis 90/Die Grünen, 
Postfach 440629, 12006 Berlin
Internet: 
http://www.gruene-neukoelln.de         
Mail: vorstand@gruene-neukoelln.de
Bezirksgruppe:
Alle 14 Tage dienstags um 19 Uhr,  in 
der Geschäftsstelle der Grünen, Ber-
thelsdorfer Str. 9  (nächsten Termin 
bitte telefonisch erfragen).
Kontakttelefone
Ausländerpolitik/Immigration und
Jugend, Kinder, Schule:
Susanna Kahlefeld, 687 82 12
Stadtentwicklung, Gr¿nþªchen:
Jürgen Biele, 663 56 40
Frauen: 
Carola Scheibe-Köster,  68 09 27 73
Gesundheit, Umweltschutz: 
Gabriela Gebhardt 603 77 54
Homepage der Bezirksgruppe:
Jochen Biedermann, 0163 2891707
Soziales und Verkehr:
Bernd Szczepanski,  625 72 54
Wirtschaft:
Peter Klopp, 61303985
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  Michael Cramer, Mitglied des
  Europa-Parlaments:

 Bericht aus Brüssel

Grüne Positionen...
Zur Diskussion:

Grünes Licht für 
grüne Korridore:
Güter umweltfreundlicher 
transportieren!

Aufklärung statt
Verklärung der DDR

Der Verkehrsausschuss des 
Europäischen Parlaments hat einen 
Bericht von mir zum „Güterverkehr in 
Europa“ einstimmig beschlossen. 
Europas Bürgerinnen und Bürger 
leiden zunehmend unter der Last 
des wachsenden Güterverkehrs, vor 
allem auf der Straße. Die Zustim-
mung des Verkehrsausschusses 
zu meinem Bericht ist nun ein 
erster wichtiger Schritt, der LKW-
Plage Herr zu werden. Mit den 
jetzt beschlossenen Vorschlägen 
hat die EU-Kommission nun klare 
Zielvorgaben bekommen für den 
Aktionsplan zum Güterverkehr, den 
sie im Herbst vorstellen will.
Mehr Substanz hat der Bericht 
der Idee der „grünen Korridore“ 
gegeben. Mit breiter Mehrheit 
hat sich der Ausschuss dafür 
ausgesprochen, Verkehr auf 
umweltfreundliche Verkehrsträger 
zu verlagern, um Unfälle, Staus, 
Lärm sowie Luftverschmutzung und 
Landschaftsverbrauch zu verrin-
gern. Eine wichtige Rolle sollen 
auch erneuerbare Energien spielen.  
In der Debatte um die Eurovignette 
heißt die klare Botschaft: Der stark 
umweltschädliche LKW-Verkehr 
darf nicht länger subventioniert 
werden.
Die Verlagerung des Güterverkehrs 
von der Straße auf die Schiene bleibt 
zentrales Ziel. Aus diesem Grund 
fordert der Bericht, mindestens 40 
Prozent der EU-Gelder für Verkehr 
in die Schiene zu investieren. In 
Europa werden nur etwa 17 Prozent 
der Güter mit der Bahn transportiert, 
im Highway-Land USA liegt der 
Anteil hingegen bei 40 Prozent. 
Die EU wird den wachsenden 
Güterverkehr nur dann bewältigen, 
wenn sie ihre Bahninfrastruktur 
verbessert.
Leider haben Konservative 
und Sozialdemokraten einen 
wichtigen Aspekt des Berichtes 
abgeschwächt: Die Aufforderung an 
die Kommission, die zehn größten 
Engpässe und Problemstellen im 
europäischen Schienengüterverkehr 
zu benennen, haben sie verhindert. 
Gerade eine solche Analyse ist 
notwendig, um die Schwachstellen 
im Bahnnetz schnell zu beheben und 
so größere Kapazitäten zu schaffen. 
Die EU-Kommission selbst hat 
diese Idee meines Berichts übrigens 
sehr begrüßt, und ich hoffe, dass 
wir bei der Abstimmung im Plenum 
hierfür noch eine Mehrheit erlangen 
werden.

2009 werden wir 60 Jahre Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland 
feiern ebenso wie 20 Jahre Mauerfall. 
Wenn Berlin das kommende 
Gedenkjahr selbstbewusst begehen 
will, brauchen wir Aufklärung statt 
Verklärung der DDR-Diktatur. Das 
zunehmende Unwissen über das 
totalitäre Unrechtsregime der SED ist 
erschreckend.
Die SED-Diktatur wird immer mehr 
verklärt, statt das gesellschaftliche 
Bewusstsein über Unrecht, Unfreiheit 
und Verfolgung unter dem DDR-
Regime zu wecken und zu stärken. Für 
diese Entwicklung trägt Rot-Rot ein 
gerüttelt Maß an Mitverantwortung. 
Die Linkspartei als Nachfolgepartei 
der SED tabuisiert, legitimiert und 
entschuldigt fortgesetzt ihre eigene 
Verantwortung unter Ulbricht und Ho-
necker. Die SPD ihrerseits legitimiert 
als Koalitionspartner dieses Verhältnis 
stillschweigend. Dies muss sich ändern. 
Ich fordere die SPD auf, einen 
breiten öffentlichen Diskurs mit 
der Linkspartei zu organisieren 
über das Leid und die vielfältigen 
Unterdrückungsmechanismen, die 
das SED-Regime den Menschen 
in der DDR und in Berlin angetan 
hat.             Franziska Eichstädt -Bohlig 
 
 

Anonyme Geburt jetzt legalisieren
Grüne fordern: Recht auf Leben besser schützen
Kürzlich veranstaltete der Landesverband der Grünen in Berlin ein 
Symposium zur Legalisierung der anonymen Geburt. Fachleute aus den 
Bereichen Politik, Rechtswissenschaften, Medizin und Ethik berieten einen 
Tag in der Tagungsstätte „Alte Schule“ in der Kastanienallee über die 
Möglichkeiten, die in der Bundesrepublik gängige Praxis, dass anonyme 
Geburten durchgeführt werden, auch rechtlich seriös zu verankern. 

Alle kamen übereinstimmend zu 
dem Ergebnis, dass eine solche 
Regelung dringend geboten sei, weil 
Hebammen und Ärzte, die oft Hilfe in 
größter Not leisten – wozu sie auch 
verpþichtet sind ï nicht mit einem 
Bein im Gefängnis stehen wollen, was 
durchaus passieren kann.
Dies berichtete in der ersten 
Diskussionsrunde der stellvertretende 
Vorsitzende der deutschen Gesellschaft 
für Gynäkologie und Geburtshilfe 
e. V.  (dggg), Prof. Dr. Klaus Vetter, 
aus seiner Praxis. Bereits zweimal 
stand der Staatsanwalt vor seiner 
Tür. Auch wenn die Verfahren jedes 
Mal eingestellt wurden, ein schaler 
Nachgeschmack blieb. In der ersten 
Gesprächsrunde diskutierte Prof. Dr. 
Vetter mit seinem Kollegen Prof. Dr. 
Rainer Rossi (Direktor der Klinik für 
Kinder- und Jugendmedizin) vom 
Vivantes Klinikum Neukölln und 
dem Rechtsanwalt Kurt Groenewold 
aus Hamburg. Die von  der grünen  
Landesvorsitzenden Irma Franke- 
Dressler geleitete Diskussion kam 
zu dem Schluss, dass das, was nötig, 
auch rechtlich machbar ist. 
Ob dies auch moralisch geboten 
ist, sollte in der zweiten Hälfte 
der Veranstaltung geklärt werden. 
Dort gab es mit dem katholischen 
Moraltheologen Prof. Dr. Andreas 
Lob-Hüdepohl, dem Rektor der 
katholischen Hochschule für 
Sozialwesen und der hannoverschen 
Landesbischºýn Dr. Margot KªÇmann 
ein hochkarätig besetztes Panel, das 
von mir moderiert wurde. Hier waren 
sich die evangelische und katholische 
VertreterIn einig, dass dem angestrebten 
Gesetzentwurf nichts entgegen zu 
setzen sei. Ganz im Gegenteil, aus 
ihrem Verständnis heraus sei eine 
Initiative zur rechtlichen Regelung 
sehr zu unterstützen. 
Große Einigkeit also bei den Teil-
nehmerInnen und einem großen Teil 
der BesucherInnen. Das Symposium 
war eine Nachfolgeveranstaltung der 
letztjährigen Plakataktion „Aktion 
Babyklappe“, die in Zusammenarbeit 

mit dem Medienunternehmer Hans 
Wall stattfand und eine große Resonanz 
in der Bevölkerung hatte. Die Themen 
Babyklappe und anonyme Geburt sind 
inhaltlich eng verknüpft, so dass nach 
Beendigung der „Aktion Babyklappe“ 
der Wunsch entstand, auch das 
Thema anonyme Geburt noch einmal 
inhaltlich aufzubereiten. Wir konnten 
dafür die ehemalige Koordinatorin der 
Berliner Babyklappen Ursula Künning 
gewinnen, die zur Zeit ihre Doktorarbeit 
zu diesen Themen verfasst. 
Die anonyme Geburt ist ein Angebot 
für das Überleben von Kindern, deren 
M¿tter sich in schweren Konþikt- und 
¦berforderungssituationen beýnden.

Die körperliche Unversehrtheit der 
Mutter wird geschützt durch eine 
medizinisch gesicherte Betreuung 
während der Geburt. In einer extremen 
Notsituation kann die anonyme Geburt 
ein letzter Ausweg sein. Alle anderen 
Hilfsangebote wie z. B. Schwan-
gerenkonþiktberatung und Beratung 
zur Adoption werden auch von  
Bündnis 90/Die Grünen vorrangig 
unterstützt. Besonderes Augenmerk ist 
auch bei der anonymen Geburt auf die 
Beratung der Mutter, bzw. der Eltern zu 
legen. Schon jetzt entscheidet sich jede 
zweite Mutter nach einer anonymen 
Geburt für ihr Kind. Dieser Anteil ist 
durch eine qualiýzierte Beratung noch 
zu erhöhen.
Trotz umfassender Hilfsmöglichkei-
ten fühlen sich einige Eltern mit der 
Geburt eines Kindes subjektiv so sehr 

überfordert, dass sie zerstörerische 
Handlungen wie z. B. die Aussetzung 
oder Tötung des Kindes nicht mehr 
ausschließen. Dass es Eltern gibt, die 
f¿r sich keine andere Lºsung ýnden, 
beweisen die schlimmen Nachrichten 
¿ber das Aufýnden getºteter Kinder 
in Blumenkästen oder anderen 
Behältnissen. MedizinerInnen wollen 
ihrem ärztlichen Auftrag gemäß Leben 
retten und bewahren, unter anderem auch 
mit der anonymen Geburt. Doch das 
erfordert klare rechtliche Regelungen.
Daher ýnde ich es richtig, dass 
Abgeordnete aller Fraktionen des 
Bundestages in den nächsten Monaten 
die anonyme Geburt rechtlich regeln 

wollen. Ziel muss es sein, dass Kinder, 
deren Mütter in einer Notsituation sind, 
überleben können. Der europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte hat 
die in Frankreich geltende Regelung 
der anonymen Geburt bestätigt. Ein 
entsprechender Gesetzentwurf muss 
auch in Deutschland auf den Weg 
gebracht werden und darf nicht wieder 
- wie in der letzten Legislaturperiode 
- scheitern. Die beiden Grundrechte, 
die berührt werden, einerseits das 
Recht auf Kenntnis der Abstammung, 
andererseits das Recht auf Leben, 
stehen hier in Konkurrenz.
Das Recht auf Leben ist das höhere, 
weil höchste Gut. 
                                   Anja Kofbinger,
frauenpolitische Sprecherin der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im 
Abgeordnetenhaus von Berlin.

TeilnehmerInnen am 
Symposium (v.li.): 
 Dr. Margot Käßmann, 
Prof. Dr. Klaus Vetter, 
Irma Franke Dressler, 
Prof. Dr. Rainer Rossi, 
Anja Kofbinger (MdA), 
Hiltrud Breyer (MdEP), 
Prof. Dr. Andreas Lob-
Hüdepohl;

    Foto: Andre Stephan

Ein vom Berliner Senat vorgestellter 
Bericht „Berliner Zustände 
2007 - ein Schattenbericht über 
Rechtsextremismus, Rassismus 
und Antisemitismus“ zeigt, dass die 
Zahl der alltäglichen Übergriffe mit 
rechtsextremem, rassistischem und 
antisemitischem Hintergrund höher 
ist, als es die ofýziellen Zahlen der 
polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 
angeben. 

Zahl rechtsextremer Gewalttaten 
(24). Zu dem attackieren rechts-
extreme Gewalttäter auch  zuneh-
mend gezielt Personen, meist 
Jugendliche aus der linken Szene. 
Der Bericht kritisiert insbesondere 
die Bundesförderung. Ein Programm, 
dass nur auf kurzzeitige Intervention 
angelegt ist, ist kontraproduktiv. 
Vielmehr gilt es, Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus als 
Gefährdung der demokratischen 
Grundwerte und Menschenrechte 
langfristig und dauerhaft zu bekämpfen. 
Hier sollte sich auch die Politik mehr 

Kein Konzept gegen Rechtsextremismus

Dazu erklärt Clara Herrmann, 
Sprecherin der grünen Fraktion 
im Berliner Abgeordnetenhaus für 
Strategien gegen Rechtsextrmismus: 
Auch wenn insgesamt die Taten mit 
rechtsextremistischem Hintergrund 
zurück gegangen sind, ist das kein Grund 
zur Entwarnung. Nach Statistiken der 
Opferberatungsstelle ReachOut ist, 
anders als in der PKS, der Szenebezirk 
Friedrichshain auch im Jahr 2007 
der Stadtteil mit der höchsten 

engagieren. Nötig ist eine permanente 
öffentliche Auseinandersetzung mit 
der rechtsextremen NPD, damit diese 
mit ihrer Normalisierungsstrategie in 
den Bezirken und auf Landesebene 
keinen Erfolg hat.
Auch auf Landesebene gibt es 
Handlungsbedarf. Der Bericht macht 
deutlich, dass die Zusammenarbeit 
mit den Behörden (u.a. LKA, 
Verfassungsschutz) noch weiter 
zu verbessern ist. Es gibt kein 
abgestimmtes Gesamtkonzept gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus und 
Antisemitismus auf Senatsebene 
und mit den Bezirken. Die 
unterschiedlichen Zuständigkeiten 
der drei Senatsverwaltungen (Inneres, 
Bildung und Integration), die jeweils 
ihre eigenen Ziele verfolgen, behindert 
hªuýg die Arbeit der Projekte vor Ort. 
Dies muss beendet werden.
                Aus grüner Presseerklärung
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 Grüne Randnotizen aus der
Bezirksverordnetenversammlung 

Die Neuköllner Jugendstadträtin hat das Wort:

von Gabriele Vonnekold

 

Es geht voran...
Etappensieg für die Berliner Jugendämter 
im Kampf um ausreichendes Personal

Kinderrechte in die
Verfassung 

Radio Multikulti muss bleiben
Mit einer von großer Mehrheit 
getragenen Entschließung forderte die 
BVV Neukölln in ihrer letzten Sitzung 
vor der Sommerpause „den Erhalt von 
Radio Multikulti“. Sie sei bestürzt über 
die Ankündigung des Rundfunkrates 
des rbb, dieses einmalige Programm 
zum Jahresende einzustellen. Radio 
Multikulti leiste mit seinem Programm 
in 21 verschiedenen Sprachen wertvol-
le Beiträge für die Integration in 
unserer Region, bekräftigten die Be-
zirksverordneten und erinnerten da-
ran, dass dieses Programm 1994 auch 
als Antwort auf die Welle 
rassistischer Anschläge in 
Mölln, Solingen, Rostock 
und Hoyerswerda ins 
Leben gerufen wurde.
Die CDU-Fraktion, die 
eine Entschließung als 
„das falsche Instrument“ 
ansah, enthielt sich bei 
der Abstimmung, FDP 
und (wen wundert‘s!) der 
NPD-Verordnete stimmten 
gar dagegen!

Autofreie Zone Alt-Rixdorf?
In einer Mündlichen Anfrage der 
CDU stellte der Bezirksverordnete 
Conrad Clemens „besorgt“ diese 
Frage und wollte wissen, ob durch 
die Ergebnisse der Bürgerbefragung 
zur Umgestaltung des Böhmischen 
Dorfes, die den Anwohnern am 
3. Juli vorgestellt worden waren, 
„ursprüngliche Überlegungen von 
Straßensperrungen im Bereich des 
Richardplatzes oder gar ein autofreies 
Böhmisches und Deutsches Dorf“ 
damit vom Tisch sind.
Baustadtrat Thomas Blesing (SPD) 
beantwortete diese Frage mit einem 
klaren Nein. Die vorgestellten 
Planungsvarianten seien erst ein 
Zwischenstadium und noch nicht ab-
geschlossen oder gar endgültig.  Nach 
der Sommerpause würden sich alle 
Beteiligten , auch die Fachausschüsse 
der Neuköllner BVV, nochmals dazu 
äußern. Eine Entscheidung sei nicht 
vor Jahresende zu erwarten.

Berlin stärkt seine Zentren
Die Fraktionsvorsitzende der 
Linken, Dr. Sylvia Stelz, wollte in 
einer Mündlichen Anfrage wissen, 
wie es zum Wettbewerbserfolg der 
[Aktion! Karl-Marx-Straße]  beim 
Bund-Länder-Förderprogramm 
„Aktive Stadtzentren“ kam  und 
wie es die Umsetzung des Projektes 
befördern wird.  Dazu Stadtrat 
Blesing: Im Wettbewerb um die 
Aufnahme von Zentren ins neue 
Förderprogramm „Aktive Stadt- und 
Ortsteilzentren“ wurden Konzepte 
für 17 Berliner Zentren eingereicht. 
Ein von der Abteilung Bauwesen 

eingebrachtes Entwicklungskonzept 
[Aktion! Karl-Marx-Straße] wurde 
ab 2009 in die Förderung zur 
Realisierung aufgenommen. Konkrete 
Mittelzusagen gebe es jedoch noch 
nicht. Als ersten sichtbaren Erfolg 
der Neuköllner „Aktionspläne“ 
nannte Blesing das geplante „Be-
leuchtungskonzept“ für die Passage in 
der Karl-Marx-Straße.

Streik im öffentlichen Dienst
Mit welchen Maßnahmen will das 
Bezirksamt sicherstellen, dass die 
Ordnungsämter und auch andere 

bestreikte Dienststellen  
ihre Dienste für die 
Neuköll-ner Bürger 
weiterhin gewährleisten 
können, fragte für 
die Fraktion der 
Grauen Wolfgang 
Rühlmann. In seiner 
Antwort versicherte 
Bezirksbürgermeister 
Heinz Buschkowsky, 
dass spezielle 
Maßnahmen nicht 

erforderlich seien, da „nur 25 
Prozent der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter streiken“ und somit „die 
Aufgabenwahrnehmung gesichert“ 
sei. Dennoch sei zeitweise nur das 
Bürgeramt im Rathaus Neukölln 
für alle Aufgaben gerüstet. Aber, so 
Buschkowsky, „Beeinträchtigungen 
sind schließlich das Ziel eines 
Streikes“! Die Stadträtin für 
Bürgerdienste und Gesundheit 
ergänzte: Wegen verbaler Angriffe 
auf nicht-streikende Mitarbeiter sei 
auch schon ein Wachschutz in die 
Donaustraße gerufen worden.

Beschlussempfehlungen
Auf Antrag der Grünen beschloss 
die BVV einer Empfehlung der 
Ausschüsse für Naturschutz und 
Gr¿nþªchen und Stadtentwicklung 
zu folgen, und „zu prüfen, welche 
Neuköllner Kleingartenkolonien 
planungsrechtlich gesichert werden 
können.“
Und auch Hanna Schumacher 
(Grüne) hatte mit ihrem Antrag, 
„Quartiersmanagements über Pla-
nungsentscheidungen, insbesondere 
Baupläne, städtebauliche Rahmen-
pläne, wie Erhaltungsverordnungen 
und Verkehrssteuerungs- und 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen 
rechtzeitig zu informieren“, Erfolg: 
Die Ausschüsse für Stadtentwicklung 
und Verwaltung und Gleichstellung 
empfahlen der BVV die Annahme des 
Antrages, und die folgte dem Votum, 
nur die FDP stimmte mit Nein. 
Bei der Beurteilung des Rauch-
verbotes war sich die BVV uneins. 
In geheimer Abstimmung (!) wurde 
mit 32 Ja- und 15 Nein-Stimmen 

gefordert,  „inhabergeführte Einraum-
eckkneipen vom Rauchverbot 
auszunehmen“ und mit 29 Ja- und 
18 Nein-Stimmen gar verlangt, das 
Nichtraucherschutzgesetz zu lockern 
und den Gaststättenbetreibern selbst 
zu überlassen, den Nichtraucherschutz 
umzusetzen.

Parteiveranstaltungen in Kitas?
Eine Große Anfrage der SPD befasste 
sich mit dem Genehmigungsverfahren 
bei privaten oder politischen 
Veranstaltungen in Kitas. Hintergrund: 
In einer Rudower Kita fand Ende 
Juni ein sogenannter Gesundheitstag 
statt. Als Veranstalter outete sich 
auf der letzten Seite eines Flyers 
die CDU Rudow, gemeinsam mit 
dem Freundesverein der Kita. Das 
fand die SPD unerhört, zumal der 
Eigenbetrieb Südost der Kitas nur 
in letzter Minute informiert und um 
Genehmigung gebeten wurde. Die 
Neuköllner Jugendstadträtin Gabriele 
Vonnekold (Grüne) beantwortete 
die SPD-Anfrage formal korrekt mit 
dem Hinweis, dass in solchen Fällen 
Anträge zur Raumvergabe an die 
Verwaltung des Eigenbetriebes zu 
stellen sind und gegebenenfalls eine 
Nutzungsvereinbarung abzuschließen 
ist. „Das Bezirksamt betrachtet es 
nicht als statthaft“, wenn in der 
Werbung für Parteiveranstaltungen 
Amts- und Dienstbezeichnungen 
von Angehörigen des Bezirksamtes 
verwendet werden.
 Diese formale Antwort der 
Jugendstadträtin konnte die SPD-
Fraktion jedoch nicht beruhigen: 
Der Fraktionsvorsitzende Jürgen 
Koglin warf der CDU vor, hier 
hätte eine „Parteiveranstaltung 
nach Gutsherrenart“ stattgefunden. 
Sein Vorwurf an die Neuköllner 
Gesundheitsstadträtin Stefanie 
Vogelsang (CDU): Sie hätte die 
Veranstaltung als Gesundheitsstadträ-
tin machen sollen und nicht als 
Neuköllner CDU-Vorsitzende. Der 
Rudower CDU-Bezirksverordnete 
Felix Kulick keilte zurück: Die SPD 
wollte eine Veranstaltung torpedieren, 
die sie selbst in Rudow „nicht zustande 
gebracht“ habe. 

Einbürgerungen in Neukölln
Welche Erfahrungen das Bezirksamt 
mit dem neuen Einbürgerungsrecht 
gemacht habe, wollte die CDU mit 
einer Großen Anfrage erkunden, 
und welche Einschätzung es zu den 
Einbürgerungstests hat. Aus der 
Antwort der zuständigen Stadträtin Vo-
gelsang: Jetzt werden Jugendliche, die 
sich nicht um Bildung und Ausbildung 
kümmern nicht mehr privilegiert 
und für kriminelle Jugendliche wird 
es schwer, eingebürgert zu werden. 
Zu den Tests: Der Fragenkatalog 
umfasst 310 Fragen. Daraus werden 
dem „Einbürgerungswilligen“ 30 
Fragen vorgelegt, von denen er 17 
richtig in 60 Minuten beantworten 
muss. Vogelsang selbst schaffte (nach 
eigenen Aussagen) 200 Fragen in 20 
Minuten zu beantworten (richtig hoffen 
wir!). Schüler mit Abschluss müssen 
übrigens den Test nicht ablegen, um 
Deutscher zu werden. Die Zahlen der 
Einbürgerungen in Neukölln, so die 
Stadtrªtin, sind leicht r¿cklªuýg.  jüb

Nach langem zähen Ringen ist es 
gelungen, eine Vereinbarung mit der 
Senatsverwaltung zu erzielen, die 
den Jugendämtern einen begrenzten 
Einstellungskorridor eröffnet, um 
Sozialarbeiter für den Kinderschutz 
einzustellen. Damit kann gesichert 
werden, dass freie und jetzt schon 
bekannte freiwerdende Stellen 
nachbesetzt werden können. 
Die sich bisher immer schneller 
drehende Abwärtsspirale in den 
Sozialarbeiterteams kann zunächst 
gestoppt werden. 
Bisher konnte immer hªuýger f¿r 
ausscheidende Kolleginnen und 
Kollegen kein Ersatz geschaffen 
werden, da kein ausreichend 
qualiýziertes Personal im Stellenpool 
des öffentlichen Dienstes vorhanden 
war und Außeneinstellungen kaum 
genehmigt wurden. So wurden die 
Teams trotz steigender Aufgaben 
durch die stetig steigende Zahl von 
Kindern, Jugendlichen und Familien, 
die dringend Hilfe und Unterstützung 
brauchen, immer kleiner. Damit war 
klar, dass rechtzeitige Beratung und 
frühzeitiges Eingreifen kaum noch zu 
leisten  waren , sondern die vorhandenen 
knappen Kapazitäten in erster Linie 
eingesetzt werden mussten, um den 
gravierendsten Fällen nachzugehen.
Die jetzt erreichte Regelung sieht vor, 
dass die Bezirke 58 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter aus dem Stellenpool 
übernehmen müssen und danach in 
2008 und 2009 für die Besetzung freier 
Stellen in den regionalen Sozialen 
Diensten 90 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von außen einstellen 
dürfen.

Dadurch wird die Personalausstattung 
der Aufgabenfülle zwar immer noch 
nicht wirklich gerecht, aber in den 
Jugendämtern muss immerhin nicht 
mehr befürchtet werden, dass in 
nächster Zeit „der Letzte das Licht 
ausmacht“.
Erreicht werden konnte die 
Vereinbarung durch die Einigkeit aller 
Bezirke, die dem Senat gegenüber 
mit einer Stimme auftraten und für 
ihr Anliegen eine breite öffentliche 
Unterstützung organisieren konnten. 
Diese Einigkeit muss weiter bestehen 
bleiben, wenn es darum geht, nicht 
nur die Sicherung des Status quo, 
sondern echte Verbesserungen für 
die Ausstattung der Jugendämter 
zu erreichen, die sie in die Lage 
versetzen, ihre Pþichten zum Schutz 
und zur Förderung aller Kinder 
und Jugendlichen auch wirklich zu 
erfüllen.
Senat und Abgeordnetenhaus 
deýnieren stªndig neue Aufgaben und 
Qualitätsstandards in der Kinder-, 
Jugend- und Familienarbeit, die 
auch von den Bezirken als sinnvoll 
und notwendig begrüßt werden. 
Gleichzeitig steigt jedoch die Zahl der 
Familien, die nicht mehr in der Lage 
sind, ihre Kinder ohne Beratung und 
Unterstützung gut zu erziehen und 
aufwachsen zu lassen. Überforderung 
von Eltern, Gewalt in Familien und 
Vernachlässigung von Kindern werden 
in immer größerer Zahl und krasserer 
Form bekannt. Eine steigende Zahl 
von Kindern und Jugendlichen wird 
immer früher und massiver gewalttätig 
und kriminell.
Um all diesen Herausforderungen 
gewachsen zu sein, benötigen die 
Jugendämter dringend einen deut-
lichen Personalzuwachs. Denn wenn 
Berlin seine Zukunft nicht verspielen 
will, darf kein Kind verloren gehen. 
Dies trotz der knappen Berliner 
Kassen durchzusetzen wird noch ein 
langer mühsamer Weg sein, der alle 
Kraft und vor allem die Einigkeit der 
Bezirke erfordern wird.
Aber wenn der Weg auch beschwerlich 
ist, ist es gut, eine Etappe erreicht zu 
haben.
Dies ist gelungen und macht Mut für 
die Zukunft. Es geht voran...

Elý Jantzen, familienpolitische, und Clara Herrmann, jugendpolitische 
Sprecherin der Grünen im Abgeordnetenhaus fordern, Kinderrechte in die 
Verfassung von Berlin aufzunehmen:
Bündnis 90/Die Grünen begrüßen, 
dass Senator Zöllner und Rot-Rot sich 
für die Aufnahme der Kinderrechte 
ins Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland stark machen. Kinder 
und Jugendliche haben ein Recht 
auf Entwicklung und Entfaltung 
ihrer Persönlichkeit, Beteiligung, 
gewaltfreie Erziehung und den Schutz 
vor Gewalt und Vernachlässigung. 
Die Aufnahme dieser Kinderrechte 
ins Grundgesetz ist überfällig. 
Aber wir fordern den rot-roten 
Senat auf, sich genauso auch für die 
Aufnahme der Kinderrechte in die 
Berliner Verfassung einzusetzen. Ein 
entsprechender Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen liegt dem 

Parlament seit Mai letzten Jahres vor. 
In einer Anhörung wurde deutlich, 
dass die Kinderrechte deutlich 
gestärkt werden müssen. Jetzt sind die 
anderen Fraktionen am Zug, unsere 
Gesetzesinitiative zu unterstützen und 
die Kinderrechte auch in der Berliner 
Verfassung zu verankern.
In dem Antrag „Gesetz zur Änderung 
der Verfassung von Berlin - Aufnahme 
von Kinderrechten“ heißt es u.a. „Jedes 
Kind hat ein Recht auf Achtung seiner 
Würde als eigenständige Persönlichkeit 
und auf besonderen Schutz von Staat und 
Gesellschaft. Diese achten und sichern 
deren Rechte, tragen für altersgerechte 
Lebensbedingungen Sorge und fördern 
deren Anlagen und Fähigkeiten.“ 
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Autohandel in Neukölln

Grüne Abgeordnete 
nehmen Stellung:
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Aber konkrete Maßnahmen: Fehlanzeige! Von Andreas Otto, 
wohnungspolitischer Sprecher:

Europas Städte bleiben auf sich allein gestellt, wenn sie ihre Verkehrspolitik 
umweltfreundlich umbauen wollen. Das ist die schlechte Nachricht, die 
die EU derzeit aussendet. Statt einen konkreten und hilfreichen Rahmen 
für die Ballungsräume in den 27 Mitgliedsstaaten zu schaffen, hat sich die 
Mehrheit der Abgeordneten für ein seichtes Papier entschieden. 

Grüner soll‘s werden, weniger Lärm 
geben und mehr Lebensqualität. Wie 
das geschehen soll, dazu halten sich 
die Verkehrspolitiker ebenso bedeckt 
wie zuvor die EU-Kommission, 
die den ganzen Prozess mit ihrem 
Grünbuch „Hin zu einer neuen Kultur 
der Mobilität in der Stadt“ angestoßen 
hat. 
Nun könnte man fragen, was sich die 
EU überhaupt darum schert, wie die 
Städte in Europa ihre Verkehrsprobleme 
lösen? Will hier das „ferne Brüssel“ 
mal wieder regulieren, wo man doch 
vor Ort am besten entscheiden kann? 
Gerade deutsche Länder und Städte - 
allen voran die Bayern - haben diese 
Frage kritisch gestellt. Für sie ist es 
ein klarer Eingriff in die Subsidiarität, 
nach der die europäische Ebene nur 
dann aktiv wird, wenn lokale oder 
nationale Politik der Sache allein nicht 
Herr werden kann. Die Kritiker der 
EU-Initiative können sich nun beruhigt 

zurücklehnen. Sie bleibt so beliebig, 
dass sie nichts ändern wird.

Staus, Lärm
und Luftverschmutzung - 
Europas Städte leiden
Dabei wäre europäisches Handeln 
dringend geboten. Acht von zehn 
EU-Bürgern leben in Städten - und 
sie leiden fast überall unter denselben 
Problemen: Staus, Unfalle, Lärm und 
Luftverschmutzung. Auch im Kontext 
des Klimawandels spielen die Städte 
eine zentrale Rolle. Der Verkehr ist 
hier für rund 40 Prozent aller CO2-
Emissionen und 70 Prozent aller 
Treibhaus-Gase verantwortlich. Es 
wird der EU nicht gelingen, die eigenen 
Klimaschutzziele zu erreichen, wenn 
Verkehr nicht verringert und vom Auto 
auf Bahn, Bus, Radfahren und Zu-
Fuß-Gehen umgestiegen wird. Allein 
mit diesen Zahlen auf den engen 
Zusammenhang im Parlamentsbericht 

hinzuweisen, ging der Mehrheit der 
Abgeordneten aber schon zu weit.
Auch konkrete Maßnahmen bleiben 
Fehlanzeige, so etwa der Vorschlag, 
die Verkehrssicherheit in den Städten 
durch ein generelles „Tempo 30“ 
zu erhöhen (mit Möglichkeit der 
Städte, eigenständig für bestimmte 
Straßen höhere Geschwindigkeiten 
auszuweisen). Sinnvoll wäre auch, 
die EU-Gelder nur dann zu gewähren, 
wenn Städte einen nachhaltigen 
Mobilitätsplan vorlegen können. 
Derzeit werden 60 Prozent der 
EU-Gelder im Verkehrsbereich für 

Straßenprojekte eingesetzt, nur 20 
Prozent gehen in den Öffentlichen 
Nahverkehr und die Schiene. 
Unwissenheit und Unwillen kommen da 
oft zusammen: So hat der rot-rote Senat 
in Berlin immer wieder erklärt, die EU 
gebe kein Geld für Busse und Bahnen. 
Das ist schon jetzt nicht richtig.
 
Grüne Initiative
Das EU-Parlament hat sich auf Initiative 
der Grünen schon im letzten Jahr dafür 
ausgesprochen, dass künftig mehr Geld 
in die Schiene þieÇen soll, mindestens 
40 Prozent der EU-Koýnanzierung. 
Doch auch diese konkrete Maßgabe 
wird im Grünbuch „Stadtverkehr“ nicht 
auftauchen.
Die Städte müssen ohne Unterstützung 
der EU für ein Mehr an Umwelt- und 
Klimaschutz sowie Verkehrssicherheit 
sorgen. Viele sind dabei schon auf 
gutem Wege. Die EU hat leider die 
Chance verpasst, ihnen dabei zu helfen 
und jenen, die ihre Hausaufgaben noch 
immer nicht gemacht haben, deutliche 
Zielvorgaben zu setzen.

Von Michael Cramer, verkehrspolitischer Sprecher der Grünen
im Europäischen Parlament

50 Jahre Gartenarbeitsschule
August-Heyn-Gartenarbeitsschule in Britz feiert ihren 
Geburtstag mit einem „Tag der offenen Tür“ 
In der Fritz-Reuter-Allee 121 ist am 20. September 2008 ab 11 Uhr toll was 
los. Die August-Heyn-Gartenarbeitsschule lädt Freunde und Förderer zu 
einer Geburtstags-Fete ein: „Tag der offenen Tür“ zum 50. Geburtstag. 
Neben einem bunten Bühnenprogramm Neuköllner Grundschulen gibt es 
Führungen durch das über drei Hektar große Gelände mit Teichen und 
Hochbeeten, Tastpfad der Sinne, Gewächs- und Bienenhaus, hin zu den 
schuleigenen Schafen und der mongolischen Kaiserjurte. An verschiedenen 
Marktständen gibt es Obst und Gemüse aus dem eigenem Schulgarten 
sowie selbst gemachte Marmelade und frisch gebackenes Brot aus dem 
Lehmofen. Für das leibliche Wohl sorgen Kaffee und lecker Kuchen sowie 
„zauberhafte“ Grillwürste. Bei der durch viele Firmen, Organisationen und 
Einzelpersonen gesponserten Tombola des Fördervereins gewinnt garantiert 
jedes Los. 

Lebenswelt und Nöten. Heute würde 
das „fächerübergreifender Unterricht“ 
genannt. August Heyn sagte: „Wir 
brauchen Menschen mit sozialem 
Empýndenñ. Bis 1923 entstanden 
allein in Neukölln insgesamt sieben 
weitere Gartenarbeitsschulen: In der 
Chaussee- und der Wussowstraße in 
Britz, in der Geygerstraße, Saalestraße 
und Donaustraße sowie neben der 
Rütli-Schule und am Körnerpark. 
Während des Nationalsozialismus 
wurden die Gartenarbeitsschulen im 
Sinne „völkischer“ Heimatkunde 
pervertiert.
Nach dem 2. Weltkrieg mussten die 
meisten Gartenarbeitsschulen in Berlin 
der großen Bauplatznot weichen. 
Doch in Neukölln wurde im April 
1958 auf den Äckern des ehemaligen 
Rittergutes in Britz die Nachfolgerin 
der Gartenarbeitsschule gegründet. 
Anfangs bestand sie nur aus einem 
Holzgebäude mit einem Klassenraum 
und einem Büro. 1963 wurde das 
heutige Schulgebäude errichtet, das 
1994/95 grundlegend saniert und 
erweitert wurde.
Heute nutzen ganzjährig über 30.000 
Neuköllner Schülerinnen und Schüler 
sowie Kita- und Hortkinder das 
Angebot der Gartenarbeitsschule, um 
verantwortungsvollen Umgang mit 
der Natur zu erleben. Durch praktische 
Arbeit und die Übernahme von 
Verantwortung für Lebensräume lernen 
die Jungen und Mädchen, dass der 
Mensch direkt in die ihn umgebenden 
Ökosysteme eingreift und von den 
Folgen unmittelbar betroffen ist.
So leben die Reformideen von August 
Heyn noch heute in Neukölln weiter. 
Mit Anbau von Obst und Gemüse 
sowie der Aufzucht von Kleinvieh 
wie Karnickeln hat er einst die Not 
Neuköllner Kinder gemindert. Aber es 
wird wohl immer sein pädagogisches 
Geheimnis bleiben, wozu damals auch 
Tabak angebaut und Holundermost 
zubereitet wurde.           Bertil Wewer

Die Idee der Gartenarbeitsschulen 
entstand bereits um 1914 in Neukölln. 
Auf Initiative von August Heyn 
forderte der Neuköllner Lehrerverein, 
Öd- und Bauland von Jungen und 
Mädchen gärtnerisch bearbeiten lassen  
zu dürfen. Damit sollte einerseits im 
Sinne der Reformpädagogik aus der 
reinen „Buchschule“ eine Arbeits- und 
Lebensschule werden und andererseits 

dem Hunger der Kriegsjahre 
begegnet werden. Ab 1915 wurden 
die ersten „Kriegskolonien“ oder 
„Schulkolonien“ eingerichtet. Nach 
dem 1. Weltkrieg gelang es August 
Heyn zusammen mit Fritz Karsen und 
anderen Schulreformern sowie dem 
damaligen Stadtschulrat Dr. Arthur 

Buchenau im Magistrat Berlins einen 
Beschuss durchzusetzen, am 1. April 
1920 die erste Gartenarbeitsschule am 
Teltowkanal zu eröffnen. August Heyn 
wurde Rektor der 5. Gemeindeschule 
am Mariendorfer Weg und damit 
Leiter der Gartenarbeitsschule.
 Durch diese neue Art des Unterrichts 
verbrachten die Schüler bis zu 
zehn Stunden pro Woche in der 

Gartenarbeitsschule. Es wurde Natur-
kunde gelehrt und Turnunterricht 
abgehalten und gespielt. Durch 
die Lage am Teltowkanal konnte 
gebadet und das Wirtschaftsleben 
auf dem Wasser beobachtet werden. 
Durch Gespräche mit den Schiffern 
erfuhren die Schüler auch von deren 

Seit Monaten beklagen Anwohner am 
Tempelhofer Weg die Auswirkungen 
des dortigen Autohandels, die die 
Wohnqualität im ansonsten ruhigen 
Wohngebiet entlang dem Teltowkanal 
massiv beeinträchtigen.
Bereits in den frühen Morgenstunden 
beginnt geräuschvoll die Verlade-
tätigkeit, Probefahrten und Bremsen-
tests mit überhöhter Geschwindigkeit 
in Tempo-30-Straßen sind an der 
Tagesordnung und das Kanalufer 
wird mangels anderer Gelegenheit als 
Toilette benutzt.

Eine Zumutung für Anwohner

Die Verladevorgänge am Tempelhofer 
Weg behindern stark den þieÇenden 
Verkehr, erschweren das Überqueren 
der Straße und beeinträchtigen die 
Verkehrssicherheit.
Der Ausschuss für Verkehr und Tiefbau  
der BVV Neukölln hat bereits zwei  
Veranstaltungen mit den Anwohnern 
durchgeführt und dazu auch Polizei, 
Ordnungsamt und die Verwaltung der 
beteiligten Bezirke eingeladen. Leider 
konnte trotz vieler Maßnahmen der 
Behörden den Beschwerden bisher 
nicht wirklich abgeholfen werden.
Es wurde eine neue Einfahrt neben 
dem Lidl-Parkplatz geschaffen, um 
die Situation zu entschärfen, allerdings 
wurden dafür der Gehweg und der 
Radweg mit einer Asphaltmasse 
übergossen, die ein ordnungsgemäßes 
Befahren des Radweges verhindert 
und für gehbehinderte Fußgänger eine 
Gefahr darstellt. Nicht genug also, dass 
eine Lösung am Tempelhofer Weg noch 
in den Sternen steht, nun hat sich auf dem 
Gelände des ehemaligen Güterbahnhofs 
Neukölln an der Ringbahnstraße ein 
weiterer Autohandel etabliert, der sich 

vom Rohbau des Einkaufszentrums 
an der Hermannstraße bis zur Karl-
Marx-Straße erstreckt. Dieser hat 
zu einer erheblichen Zunahme des 
Verkehrs im Wohngebiet geführt. 
Ringbahnstraße und Walterstraße 
dienen nun als Hauptzufahrt, große 
Autotransporter verstopfen die 
Kreuzung. Deren Fahrer benutzen 
natürlich aufgrund mangelnder 
Ortskenntnisse die für Lkw gesperrte 
Silbersteinstraße, teilweise ist das 
Gelände nur zu erreichen, wenn sich 
die Fahrer bewusst über Verkehrs-

Autohandel am ehemaligen Güterbahnhof Neukölln       Foto: jüb

Es geht rund in der August-Heyn-Gartenarbeitsschule                                           Fotos: jüb

vorschriften hinweg-
setzen. Alle guten 
Absichten, eine 
Reduzierung der Fein-
staubbelastung zu 
erreichen, sind damit 
zunichte gemacht. 
Der Deutschen 
Bahn ist das egal, 
sie vermarktet nicht 
genutzte Flächen ohne 
jeden Versuch einer 
Absprache mit dem 
beteiligten Bezirk 
und die Interessen 

der Anwohner spielen ebenfalls keine 
Rolle. Wir bitten die Anwohner am 
Güterbahnhof Neukölln, sich mit 
ihren Beobachtungen und Sorgen an 
uns zu wenden, damit wir auch hier 
gemeinsam über Lösungen diskutieren 
und Initiativen in die BVV einbringen 
können.                Bernd Szczepanski

Letzte Meldung:
Stadtrat Blesing berichtete in der  letzten 
Sitzung des Verkehrsausschusses, 
dass Verhandlungen über die Kün-
digung des Generalpächters des 
Autohandelsgeländes durch Thyssen-
Krupp vor dem Gericht mit einem 
Vergleich geendet haben. Danach 
verpþichtet sich der Hauptpªchter, das 
Gelände bis zum 31.12.2008 komplett 
zu räumen, einschließlich aller 
Unterpächter.
Das Tiefbauamt wird den Pächter 
auffordern, die Asphaltschicht zu 
entfernen, die am Eingang über Gehweg 
und Radweg gegossen wurde. 
Jetzt wird hoffentlich am Tempel-
hofer Weg und in den anliegenden 
Wohngebieten wieder Ruhe einkehren. 

Soziale Mischung
überall nötig

Auch in der Innenstadt muss es für 
verschiedene Einkommensschichten 
Wohnungen geben. Dazu muss 
Berlin über die landeseigenen 
Wo h n u n g s b a u g e s e l l s c h a f t e n 
beitragen. Für ein gedeihliches 
Miteinander ist ein Mindestmaß an 
sozialer Mischung in allen Bereichen 
der Stadt nötig. Ein Abkippen 
von Stadtteilen wäre verheerend. 
Eine jetzt vorgestellte Studie zur 
Mietenentwicklung in Berlin zeigt 
deutliche Steigerungen in den 
Innenstadtbezirken. Jeder Umzug in 
den nachgefragten Bereichen führt 
zu einem Mietensprung. Die hohe 
Fluktuation und der ungebrochene 
Trend zur Singlewohnung sind zwei 
Bewegungen, die die Preise bei 
Neuvermietungen deutlich ansteigen 
lassen. Mehreinnahmen dürfen nicht 
ohne Gegenleistung bleiben. Das Geld 
muss in die energetische Ertüchtigung 
der Gebäude investiert werden.




